Wie können wir gemeinsam Bundestagsabgeordneten verschiedener Parteien unser Anliegen darlegen und auf Gehör hoffen?
I. Einleitung

[image: image1.wmf]„Versicherungsmakler sind praktizierter Verbraucherschutz“, lautet die klare Positionierung der Bundesarbeitsgemeinschaft zur Förderung der Versicherungsmakler (BFV). Daher hat die BFV in der Stellungnahme vom 12.12.2016 (download hier) zum Referentenentwurf des IDD-Umsetzungsgesetzes an das federführende Bundesministerium für Wirtschaft und Energie geplante Regelungen, die die Tätigkeiten und das Berufsbild des Versicherungsmaklers erheblich beeinträchtigen, kritisiert und Änderungsvorschläge formuliert. Obwohl mehrere Versicherungsmaklerverbände ebenfalls mit ausführlichen und fundierten Stellungnahmen auf kritische Punkte verwiesen haben, enthielt der vom Bundeskabinett am 18.01.2017 verabschiedete Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Januar 2016 über Versicherungsvertrieb und zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes der Bundesregierung (download hier) nur kleine Verbesserungen. Die Honorar-Ideologie wird vertieft, entscheidend für die Beratungs- und Vermittlungsqualität ist angeblich die Herkunft der Vergütung. Versicherungsberater werden gefördert, Versicherungsmakler benachteiligt. Würden die im Gesetzentwurf der Bundesregierung geplanten Regelungen so bleiben, dann hätte das negative Folgen für den Verbraucherschutz sowie gravierende Folgen für Ihre Tätigkeit als Versicherungsmakler, für Ihre Beratungsmöglichkeiten, für Ihre Vergütungsmöglichkeiten und für Ihren betriebswirtschaftlichen Erfolg.
II. Wahlkreisabgeordnete Ihrer Heimat sind Mitglied des Deutschen Bundestages
Wenn der Schutz der Verbraucher und Arbeitsplätze in Ihrer Region bedroht sind, dann betrifft das auch den oder die Wahlkreisabgeordneten Ihrer Heimat. Die Mitglieder des Deutschen Bundestages (MdB) stammen aus den Wahlkreisen und sind per Direktmandat oder über die Landesliste in den Bundestag eingezogen. Meist verbringen die MdB auf Grund der Sitzungswochen und anderer Termine ungefähr die Hälfte des Jahres in Berlin, aber die andere Hälfte sind sie üblicherweise in ihrem Wahlkreis unterwegs. Dabei werden Kontakte zu Firmen, Verbänden, Vereinen, Behörden sowie zu Bürgerinnen und Bürgern gepflegt – auch um zu erfahren, ‚wo der Schuh drückt’. Die Wahlkreisarbeit ist unerlässlich für die Wahrnehmung der Aufgaben in Berlin. Denn in seiner Heimat erfährt der Wahlkreisabgeordnete direkt, wie sich die Beschlüsse im Bundestag auswirken und wie die Bürgerinnen und Bürger diese wahrnehmen und beurteilen.

Dafür sollten die Wahlkreisabgeordneten offene Ohren haben und Kritik und Anregungen ernst nehmen. Genau deshalb sprechen wir Sie als Versicherungsmakler an, wir bitten Sie, wir fordern Sie auf: Nutzen Sie die Möglichkeiten zu Gesprächen mit Ihren Wahlkreisabgeordneten! Informieren Sie diese über die Probleme und drohende Verluste von Arbeitsplätzen in der Region! Kämpfen Sie mit Ihren Mitarbeitern, mit Ihren Kunden, mit Ihren Kollegen in ganz Deutschland und mit uns für sich selbst, Ihr Unternehmen, den Erhalt von Arbeitsplätzen und für den Erhalt qualifizierter Beratung, Vermittlung und Schadenhilfe für Ihre Kunden! „Hannemann, geh du voran!“ – das sollte hier nicht gelten. Bitte ergreifen Sie die Initiative, bitte gehen sie voran! Auch wenn Sie glauben, dass Ihr Gespräch wenig bewirkt, auch wenn damit ein unerfreulicher Zeitaufwand verbunden ist. Wir sind gerne vorangegangen, wir engagieren uns weiterhin, und wir unterstützen Sie bei Ihrem Engagement mit nachfolgenden Anregungen. 

III. Ermittlung Ihres/Ihrer Wahlkreisabgeordneten im Deutschen Bundestag
Der 18. Deutsche Bundestag besteht aus insgesamt 630 Abgeordneten (Stand 17.01.2017) der vier Fraktionen CDU/CSU (309), SPD (193), Die Linke (64) und Bündnis 90/Die Grünen (63); ein Mitglied des Deutschen Bundestags (MdB) ist fraktionslos. Die Mitglieder des Deutschen Bundestages stammen aus 299 Wahlkreisen und zogen per Direktmandat (298) oder über die Landesliste (332) in den Bundestag ein. 

Bundestagsabgeordnete sind Interessenvertreter der Menschen ihres Wahlkreises und bieten üblicherweise in regelmäßigen Zeitabständen Bürgersprechstunden in ihrem Wahlkreis an. Die Termine werden meist über die Homepage und in den jeweiligen örtlichen Zeitungen bekannt gegeben, sie können auch im Wahlkreisbüro erfragt werden. Melden Sie sich im Wahlkreisbüro auf jeden Fall zur Bürgersprechstunde an oder vereinbaren Sie über das Wahlkreisbüro einen Gesprächstermin mit dem MdB!

Wie kann ich meine Wahlkreisabgeordneten ermitteln und die Bürgersprechstunde nutzen? Wenn Sie durch berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit persönlichen Kontakt zu einem MdB haben, ist das von Vorteil. Wenn Ihnen das Bundestagsmitglied bzw. die Bundestagsmitglieder aus Ihrem Wahlkreis nicht präsent ist bzw. sind (was aufgrund der Vielzahl an politischen Mandatsträgern (im Landtag und auf Stadt- oder Kreisebene leicht möglich ist), können Sie diese(s) wie folgt ermitteln: 

1. Unter https://www.bundestag.de/bundestag/abgeordnete18/wahlkreise finden Sie einen Link zu ihrem Wahlkreis. Am einfachsten ist die Suche anhand der eigenen Postleitzahl. 

2. Unter Ihrem Wahlkreis können Sie direkt nachlesen, welche(r) Politiker von welcher Partei (per Direktmandat oder Landesliste) in den Bundestag eingezogen ist/sind. Bei jedem Politiker ist ein Link hinterlegt, mit dem Sie u. a. zu dessen Biografie gelangen. Zumeist ist dort auf der rechten Seite die persönliche Internetadresse des Abgeordneten angegeben. Wenn nicht, hilft eine Suchmaschine weiter.

3. Auf der Homepage mancher Abgeordneten sind die Termine der nächsten Bürgersprechstunden aufgeführt. Ansonsten: MdBs unterhalten Wahlkreisbüros, deren Kontaktdaten Sie der Homepage entnehmen können, meist unter ‚Kontakt’. Fragen Sie bei dem zutreffenden Wahlkreisbüro nach der nächsten Bürgersprechstunde oder bitten Sie um einen Gesprächstermin mit dem Wahlkreisabgeordneten! Entsprechend der Parlamentstermine im Deutschen Bundestag sind in den Kalenderwochen 11, 14, 15, 16, 18 und 19 keine Sitzungswochen in Berlin. Soweit keine anderen Verpflichtungen oder Urlaub anstehen, sind das die günstigen Wochen für Bürgergespräche. Hier gilt aber mit Blick auf das laufende Gesetzgebungsverfahren (u. a. ++ 30.03.2017: Erste Lesung im Bundestag ++ 01./02.06.2017: Zweite und dritte Lesung im Bundestag ++ 07.07.2017: Beschluss im Bundesrat): Je früher, desto besser.

4. Ergänzende Info: Auf der Bundestags-Homepage des MdBs (siehe Schritt 2) finden Sie Informationen, z. B. zu Mitgliedschaften in Ausschüssen oder Ämtern im Bundestag. Zumeist wird ein Mitglied des Finanzausschusses schneller mit ‚Ihrem‘ Thema vertraut sein als ein Mitglied des Verteidigungsausschusses. Diesen Hintergrund sollten Sie beim Gespräch berücksichtigen, bspw. hinsichtlich der Verwendung von Fachbegriffen. Des Weiteren finden Sie dort unter den veröffentlichungspflichtigen Angaben auch Hinweise zu Funktionen in Vereinen und Verbänden oder bspw. Aufgabenwahrnehmungen, wie bspw. als Verwaltungsratsmitglied einer Verbraucherzentrale. Vielleicht ist die Kenntnis (gemeinsamer) ehrenamtlicher Tätigkeit im Gespräch hilfreich. Auch auf der Homepage des Abgeordneten können Sie nützliche Informationen für Ihr Gespräch finden. 
Bekanntlich stellen die Fraktionen CDU/CSU und SPD die Bundesregierung. Das sollte Sie aber keineswegs daran hindern, auch Gespräche bzw. die Bürgersprechstunde von Wahlkreisabgeordneten der anderen Fraktionen zu nutzen.

IV. Informationen zum ‚Versicherungsmakler als praktizierter Verbraucherschutz’
„Versicherungsmakler sind praktizierter Verbraucherschutz“ ist nicht nur eine klare Positionierung der von ‚versicherungstip’ koordinierten BFV, diese ist auch begründbar. Ihre wichtige Funktion für Verbraucher und/oder Gewerbebetriebe in ihrer Heimat sollten Sie dem Wahlkreisabgeordneten erläutern, schildern Sie ihm Ihre Tätigkeit anhand konkreter Beispiele! Allgemein beisteuern können wir die Begründung für unsere Positionierung: Versicherungsmakler sind eine wichtige Alternative für Verbraucher und stellen praktizierten Verbraucherschutz dar, denn ++ Versicherungsmakler haben breiten Produktzugriff bei einer Vielzahl von Versicherern ++ Versicherungsmakler arbeiten, ebenso wie Versicherungsberater, im Auftrag des Kunden und für den Kunden ++ Versicherungsmakler unterliegen hohen gesetzlichen Anforderungen und einer individuellen Haftung ++ Versicherungsmakler sind Produktinnovationstreiber. Eine ausführliche Begründung, die Sie gerne verwenden, ändern und ergänzen dürfen, finden Sie hier.
V. Informationen und Problemfelder der IDD

Nachfolgend einige Argumentationen, Problemfelder und Kritikpunkte am aktuellen Gesetzentwurf. Eine ausführliche Begründung, die Sie gerne verwenden, aus der Sie sich bedienen dürfen oder die Sie dem/den Wahlkreisabgeordneten aushändigen können, finden Sie hier.
1. Versicherungsmakler sind nicht der Vertrieb eines Versicherers. Versicherungsmakler sind vom Kunden beauftragt und umfänglich dem Kunden verpflichtet (‚im Lager des Kunden‘ nach VVG und Sachwalter des Kunden nach BGH). Doch das würde sich, wenn der vorliegende Entwurf so Gesetz wird, zukünftig zum Nachteil der Verbraucher ändern und die Zukunft des Berufsstandes Versicherungsmakler in Frage stellen. Viele Versicherungsmakler, die überwiegend im Privatkundengeschäft tätig sind, werden in massive Existenzschwierigkeiten geraten. Es drohen Existenz- und Arbeitsplatzverluste. Mit einem deutlichen Rückgang der Anzahl an Versicherungsmakler-Betrieben verlieren kleine und mittelständische Versicherer, so auch nichtdeutsche Versicherer, einen erheblichen Anteil des Marktzugangs. Reduziert sich in der Folge die Pluralität im deutschen Versicherungsmarkt, hat dies negative Auswirkungen auf Verbraucher sowie kleine und mittelständische Unternehmen (KMU).

2. Die geplante problematische Doppelberatungspflicht mit Gefahr der Ausnutzung zur Abwerbung ist nachteilig für Verbraucher und Versicherungsmakler: Die vor- und nachvertragliche Beratungspflicht der Versicherer greift bisher nach § 6 Abs. 6 VVG nicht, wenn der Vertrag von einem Versicherungsmakler vermittelt wurde. Diese Ausnahme wurde im Referentenentwurf gestrichen. Nach Kritik an der Doppelberatungspflicht wurde im Gesetzentwurf der Bundesregierung lediglich im Begründungsteil eine Erläuterung vorgenommen, die aber das grundsätzliche Problem der Ausnahmen-Streichung nicht löst und zudem mit interpretationsfähigen Worten formuliert ist („… hat ein Versicherungsmakler beraten, besteht regelmäßig kein Anlass für eine zweite Beratung durch einen Versicherer.“) Damit kann die Situation eintreten, dass ein Versicherer sich verpflichtet (‚veranlasst’) sieht, während der Laufzeit des Vertrages einen eigenen Vertreter zum Kunden zu schicken. Das kann zu einer eigentlich unzulässigen Abwerbung führen. Der Verbraucher wird vom Vertreter eines Versicherers kontaktiert (und in der Folge ggf. zu weiteren Produkten dieses Versicherers beraten), obwohl er zur Wahrnehmung seiner Versicherungsinteressen extra einen Versicherungsmakler beauftragt und bevollmächtigt hat. Das käme einer Entmündigung des Verbrauchers nahe. Zudem entstehen erhebliche Rechtsprobleme, wenn zugleich ein Versicherer nach § 6 VVG und ein Versicherungsmakler aufgrund Maklerpflichten und BGH-Rechtsprechung den Kunden beraten müssen, für den Verbraucher ist dies nicht hilfreich.
3. Vergütungsverbot durch Verbraucher: Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, dass Vermittlern, also auch den vom Kunden beauftragten Versicherungsmaklern, verboten wird, von Verbrauchern Vergütungen anzunehmen. Für rechtlich zulässige Dienstleistungen würden Versicherungsmakler zukünftig keine Entlohnung vom Kunden erhalten können, damit würden diese Tätigkeiten für den Verbraucher auch nicht mehr angeboten – zum Nachteil der Verbraucher und der Versicherungsmakler. Auf dieses Problem weisen auch die Ausschüsse in ihrer Empfehlung an den Bundesrat (Drucksache 74/1/17 vom 27.02.2017, Seite 2) hin. Auch die Beratung zu Nettopolicen würde zum Schaden der Verbraucher und Versicherungsmakler zukünftig durch Versicherungsmakler nicht mehr stattfinden. 
4.  Geplante Ausnahmen beim Provisionsabgabeverbot: Das geplante Sondervergütungs- und Provisionsabgabeverbot soll nicht gelten, „soweit die Sondervergütung zur dauerhaften Leistungserhöhung oder Prämienreduzierung des vermittelten Vertrages verwendet wird“. Das ist eine Ausnahmeregelung, die insbesondere von Versicherern genutzt werden kann und damit sowohl zu einer Wettbewerbsungleichheit zum Nachteil der Versicherungsmakler als auch zu einer Verbraucher-Ungleichbehandlung führen kann. Wenn Prämien reduziert oder Leistungen erhöht werden können, dann sollte der Versicherer dies auch umsetzen – zum Wohle aller Kunden und nicht als Instrument für unfairen Wettbewerb.

5.  Versicherer werden zu unzulässigen Zielvorgaben für Versicherungsmakler gezwungen: Im VAG soll geregelt werden: „Die Unternehmen stellen im Rahmen einer angemessenen Geschäftsorganisation sicher, dass die Versicherungsprodukte an den bestimmten Zielmarkt vertrieben werden.“ Diese Regelung ist im Hinblick auf Versicherungsmakler problematisch. Der Versicherungsmakler ist Vertreter und Sachwalter des Kunden, nicht des Versicherungsunternehmens. Die vorgesehene Regelung aber würde die Versicherer zwingen, (auch) den Versicherungsmaklern genaue Vertriebsvorgaben zu machen. Das ist mit dem Status des Versicherungsmaklers nicht vereinbar. Der Kunde sucht sich gerade deshalb einen Sachwalter in freier Entscheidung aus, weil er von einem unabhängigen Akteur bedient werden möchte, der keine (Ziel-)Vorgaben der Produktgeber zu erfüllen hat.
VI. Welche (weiteren) Problemfelder können Sie ansprechen?
Welche Themen Sie ansprechen wollen, ist natürlich Ihre Entscheidung. Wir liefern Ihnen insbesondere Argumentationen und Informationen, ++ warum Versicherungsmakler praktizierter Verbraucherschutz sind (hier) und ++ welche Probleme sich durch das IDD-Umsetzungsgesetz für Ihre Tätigkeit, Ihre Arbeitsplätze und den Verbraucherschutz ergeben (hier). Des Weiteren stellen wir Ihnen Argumente zur Verfügung, die ++ Probleme durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz aufzeigen (hier) und ++ für den Erhalt eines dualen Krankenversicherungssystems mit GKV und PKV und gegen die Bürgerversicherung sprechen (hier).

VII. Mein Wahlkreisabgeordneter ist in das Gesetzgebungsverfahren nicht direkt eingebunden – was tun?

Oftmals wird der Wahlkreisabgeordnete nicht Mitglied des für das Gesetzesvorhaben federführenden Ausschusses sein. Das ist aber kein Grund, kein Bürgergespräch anzustreben. Denn in jeder Bundestagsfraktion gibt es Berichterstatter für die einzelnen Gesetzesvorhaben. Bitten Sie Ihren Wahlkreisabgeordneten, den zuständigen Berichterstatter seiner Fraktion über die von Ihnen aufgezeigten Probleme zu informieren und diesem die von Ihnen übermittelten Unterlagen weiterzureichen! Je stärker Sie Wahlkreisabgeordnete von Ihrem positiven Wirken für Verbraucher und Gewerbetriebe Ihrer Region überzeugen, umso größer wird der Druck sein, den Ihr Wahlkreisabgeordneter seinem Berichterstatter weiterreicht.

Schließlich gilt: Der 19. Deutsche Bundestag wird am 24.09.2017 gewählt. Das Parlament ist die Volksvertretung der Bundesrepublik Deutschland und als Gesetzgebungsgremium ihr wichtigstes Organ. Grundsätzlich dürfen alle Deutschen, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, bei der Bundestagswahl mitentscheiden.
VIII. Sprechen Sie Multiplikatoren an!

Gerade in einer so schwierigen Situation gilt es, gemeinsam zu kämpfen. Mobilisieren Sie Ihr Umfeld! Sie haben eine Familie. Ob Ehepartner, Eltern, erwachsene Kinder, Geschwister, Großeltern, Schwiegereltern … Sie haben Mitarbeiter, Ihre Mitarbeiter haben Familie. Sie haben Nachbarn. Sie sind im Sportverein, im Musikverein, bei der Kirche oder in der Kommunal-Politik engagiert. Kurzum: Sie haben ein großes Netzwerk. Überlegen Sie, wen Sie informieren und um Unterstützung bitten wollen! Dazu können Sie gerne alle von uns bereitgestellten Informationen und Dokumente verwenden, Dokumente und Links weiterleiten.

Sollten Sie Mitstreiter gewinnen, die kein persönliches Gespräch bei dem/den Wahlkreisabgeordneten führen können/wollen, können Sie als Alternative ein Schreiben an den/die MdBs vorschlagen. Dazu stellen wir Ihnen als Anregung einen Musterbrief (hier) zur Verfügung. Selbstverständlich können Sie auch hier alle von uns bereitgestellten Unterlagen beifügen oder Sie können darauf, bspw. per Links, verweisen.
IX. Tue Gutes und rede darüber …!
Gerne können Sie uns über Ihre Erlebnisse bei Ihrem/Ihren Wahlkreisabgeordneten informieren unter bfv@kmi-verlag.de.
